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Kameraden und Kameradinnen! 


Weihnachten ſteht vor der Tür. 
h Freude hat für uns Deutfche im Auslande eine befondere Bedeutung. — Wir wollen das Weihnachtsfeſt 
H nach deutſcher Sitte feiern und daher unſeren arbeitsiofen erufskameraden und Kameradinnen eine } 


Kattowitz, den 1. Dezember 1934. 


| 9. Jahrgang 


Dieſes Feſt der Liebe und H 


rechte Weihnachtsfreude bereiten. — Die Not in unferen Reihen wird immer größer. — „von uns, die 0 
N wir beiſammen find, darf keiner untergehen”, fo ift der Wahlſpruch für unferen Aufruf zur Weihnachts— 


\ von unferen Mitarbeitern entgegen genommen. 


N fpende für unfere Stellenloſen. — Feder einzelne in unſeren Berufsgemeinſchaften opfere nach feinem h 
Einkommen einen Betrag und helfe damit zum Gelingen unſeres hilfswerkes. — Jeoͤe Spende wird A 
Zahlungen können auf unſerer Geſchäftsſtelle und auf N 


U 
das p. K. O. Konto Nr. 301845 geleiftet werden. — Es gilt jetzt zu handeln, um durch ein perſönliches nl 


hi Opfer zur Linderung der Not unter unferen deutſchen volksgenoſſen beizutragen. 


Auf ans Werk! 


Kattowitz, den I. Dezember 1934. 
Der hauptvorſtand. | N 
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Um die Herabſetzung der Kohlenpreiſe. 


Vom 2. November ab wurde aufgrund der zwiſchen dem 
Handelsminiſter und der Kohleninduſtrie gepflogenen Verhand— 
lungen der Kohlenpreis für den Inlandsbedarf herabgeſetzt. 


Die Mitteilungen über die Verhandlungen und das Er— 
gebnis derſelben hat in Verbraucherkreiſen erklärlicherweiſe 
Befriedigung ausgelöſt, da die bisherigen Preiſe für Kohlen, 
gemeſſen an den Preiſen anderer, beiſpielsweiſe landwirtſchaft— 
licher Erzeugniſſe, außerordentlich hoch waren. Die Kohlen— 
preisermäßigung mußte, wie Miniſterpräſident Kozlowski aus— 
führte, eine Verminderung der Preisſchere, d. h. der Differenz 
zwiſchen Induſtrie- und Agrarpreiſen bringen. 

Zu gleicher Zeit, als die Verhandlungen über die Ermäßi— 
gung der Kohlenpreiſe einſetzten, begann von einer beſtimmten 
Intereſſengruppe eine Preſſepolemik, in der mit allen Mitteln 
verſucht wurde, die Unmöglichkeit einer Kohlenpreisſenkung 
nachzuweiſen. Hierdurch beabſichtigte man die beſonderen Be— 
mühungen der Regierung zu durchkreuzen. Die Kohlenindu— 
ſtriellen blieben bemüht, unter Verwendung von Statiſtiken den 
Nachweis zu erbringen, daß ſelbſt eine Herabſetzung der Kohlen— 
preiſe um nur 10 Prozent für die Kohleninduſtrie untragbar 
ſei und daß einer Verbilligung der Kohlen unbedingt eine 
Kürzung der Bergarbeiterlöhne folgen müßte. 

Mit einer Herabſetzung der Bergarbeiterlöhne iſt der 
Volkswirtſchaft wahrhaftig nicht gedient. Denn jede Vermin— 
derung des Einkommens der breiten Volksſchicht bringt einen 
Rückſchritt mit ſich. An und für ſich iſt der Verdienſt des 
polniſchen Arbeiters ſchon ſehr gering. Man muß ſich darüber 
klar ſein, daß eine Kohlenpreisermäßigung auch eine Belebung 
des Inlandsabſatzes bezwecken ſollte. Durch eine Kohlenpreis— 
ermäßigung aber, die ſich auf eine gleichzeitige Lohnherabſetzung 


ſtützt, würde ein erhöhter Kohlenverbrauch von vornherein 
illuſoriſch werden. Nach Feſtſtellungen der ſozialen Ver— 
ſicherungsinſtitute iſt der Verdienſt der Arbeiter ſowieſo ſchon 
derart zurückgegangen, daß °/; aller Arbeiter einen Monats— 
verdienſt von weniger als 150 zl. haben. 


Darum kann die Regierung an einer weiteren Lohnherab— 
ſetzung auch kein Intereſſe haben. Eine 10-prozentige Kohlen» 
preisermäßigung, die nach Anſicht der Kohleninduſtriellen nicht 
tragbar iſt, wird ja ſchon dadurch wett gemacht, daß der Kohlen— 
induſtrie eine 17-prozentige Frachtermäßigung zugeſtanden 
wurde. Somit würden die Bergwerhksbeſitzer an der Herab— 
ſetzung der Preiſe nicht nur keine Einbuße erleiden, ſondern 
infolge des ſich vorausſichtlich ſteigernden Abſatzes erhebliche 
Gewinne erzielen, die ihnen in Anbetracht ihrer bisherigen 
beharrlichen Weigerung, eine Herabſetzung der Kohlenpreiſe 
freiwillig vorzunehmen, garnicht zukommt. Immer wieder 
haben es die Kohleninduſtriellen verſtanden, aus der jeweiligen 
Situation Kapital zu ſchlagen. Und wenn heute von dieſer 
Seite aus behauptet wird, daß infolge der niedrigen Export— 
preiſe, die durch den ſcharfen Konkurrenzkampf auf den inter: 
nationalen Märkten bedingt ſind, der Kohleninduſtrie großer 
Schaden erwächſt, ſo muß dem entgegengehalten werden, daß 
es auch Zeiten gab, in denen ſehr erhebliche Exportprämien 
gezahlt wurden. 

Jedenfalls iſt die Frage einer Herabſetzung der Löhne für 
uns derart wichtig, daß auch wir hierzu kritiſch Stellung nehmen 
müſſen. Und da ſei uns geſtattet, an die Zeit des Konjunktur» 
aufſchwunges von 1926 bis 1930 zu erinnern. Trotz der uns» 
geheuren Gewinne, welche unſere Kohleninduſtriellen erzielten, 
wollte man die Arbeitnehmer daran nicht teilhaben laſſen. 
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unseren Berufskameraden und Kameradinnen 
und deren Angehörigen wünschen wir auf 
diesem Wege 


ein recht gesundes Weihnachtsfest. 
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Wenn trotzdem in dem Zeitabſchnitt 1926 bis 1930 Lohn- und 
Gehaltsaufbeſſerungen erfolgten, jo konnte man tatſächlich von 


einem materiellen Vorteil, den die Arbeitnehmer aus diejen | 


Emnommenserhöhungen erzielen ſollten, nicht ſprechen, da un: 
mittelbar nach jeder Lohn- und Gehaltsaufbeſſerung die Kohlen— 
preiſe um den gleichen prozentualen Betrag in die Höhe ſchnell— 
ten und ſomit Anlaß gaben zu einer allgemeinen Verteuerung 
der Artikel erſten Bedarfs. Die Kohlenproduzenten nützten 
in den Zeiten der Konjunktur jede Möglichkeit aus, um ihren 
Anteil an der erhöhten Produktion ſicherzuſtellen. Als aber 
die Konjunktur in der Kohleninduſtrie mit dem Jahre 1930 
ihr Ende erreichte, mußten andere Mittel angewandt werden, 
um den, durch eine verringerte Produktion gefährdeten Gewinn 
anderweitig zu erzielen. Obwohl nun Schlag auf Schlag 
Maſſenentlaſſungen von Arbeitern und Angeſtellten erfolgten, 
Stillegungen großer, moderner Kohlengruben an der Tages: 
ordnung waren, Löhne und Gehälter eine fortwährende Ver— 


„Monatsweiſer“ 


9. Jahrgang. 


minderung erfuhren, dachten die Induſtrieunternehmungen nicht 
daran, die Kohlenpreiſe herabzuſetzen. Die Folgen einer ſolchen 
Preis- und Wirtſchaftspolitik mußten ihren Niederſchlag finden 
in einem immer geringer werdenden Abſatz von Kohlen im 
Inlande. Wiederholt bemühte ſich die Regierung, ein Anpaſſen 
der Kohlenpreiſe an die Preiſe der Artikel erſten Bedarfs zu 
erzielen. Unter mehr oder minder großem Druck erfolgte 
dann und wann eine minimale Kohlenpreisherabſetzung 

Es mag ſein, daß die Preiſe für Kohlen im Kleinverkauf 
dadurch eine bedeutende Steigerung erfuhren, daß auf dem 
Wege vom Produzenten zum Verbraucher Zwiſchenhändler 
eingeſchaltet ſind, die durch ihren Proviſionsanteil die Kohlen 
verteuern. Dann iſt es aber notwendig, dieſe Preisſpanne zu 
verringern. Die Anzahl der Zwiſchenhändler muß beſchränkt 
werden. Die Regierung iſt auch gewillt, hier unter allen Um— 
ſtänden Ordnung zu ſchaffen. Während nämlich die Produ— 
zenten ſich in das Unvermeidliche fügten und die Kohlenpreiſe 
ermäßigten, ſcheint in den Kohlenverkaufsſtellen immer noch 
keine Neigung hierfür zu beſtehen. Im Kleinhandel hat ſich 
tatſächlich eine Preisermäßigung noch nicht feſtſtellen laſſen. 
Daher hat der Miniſter für Handel und Induſtrie eine Ber: 
ordnung herausgegeben, welche eine ſtrenge Preishontrolle 
für Kohlen darſtellt. Der Miniſter beſtellt aufgrund dieſer 
Verordnung Kontrolleure, welche die Preisgeſtaltung ſcharf zu 
überwachen haben. Die Koſten dieſer Kontrolle haben die 
Gruben zu tragen und zwar in der Höhe von 3/, Groſchen 
von jeder Tonne geförderter Kohlen. 

Es iſt anzunehmen, daß die Preisverhältniſſe ſich nun 
ſtabiliſieren werden. 

Unſeren Regierungsſtellen muß auch daran gelegen ſein, 
die Einkommensbedingungen aller Arbeitnehmer mindeſtens 
auf dem gegenwärtigen Stand zu erhalten. 


Um die Ausdehnung des Urlaubsgeſetzes auf die Wojewodſchaft Schleſien. 


Im Juliheft unſeres Monatsweiſers haben wir bereits 
eingehend zu dieſer Frage Stellung genommen. In der Zwi— 
ſchenzeit hat ſich die Sozialkommiſſion des Schleſiſchen Sejm 
wiederholt mit dem Geſetz beſchäftigt. 
des Geſetzes auf das Gebiet der Wojewodſchaft Schleſien hat 
lich bereits der erſte Schleſ. Seim bemüht. Obwohl die ober: 
ſchleſiſchen Arbeitnehmerverbände immer wieder die Einführung 
desſelben forderten, konnte doch die für uns ſo wichtige Angele— 
genheit, dank der grundſätzlich ablehnenden Haltung der Arbeit— 
geber jeder ſozialen Verbeſſerung gegenüber, zu keinem Ab— 
ſchluß kommen. 

Im jetzigen Schleſ. Sejm iſt vom Deutſchen Klub ſofort nach 
der Novelliſierung dieſes Geſetzes ein Antrag auf Ausdehnung 
des Urlaubsgeſetzes auf Oberſchleſien geſtellt worden. Auch 
der Wojewodſchaftsrat hat einige Zeit ſpäter einen gleichlau— 
tenden Antrag beim Schleſ. Sejm eingebracht. Beide Anträge 
wurden bereits im Mai bezw. Juni d. Js. behandelt und von 
der Sozialkommiſſion angenommen. Bei der Plenarſitzung des 
Schleſ. Seim am 22. Juni wurde jedoch die Angelegenheit auf 
Antrag des Vizewojewoden und Abgeordneten Brelinski von 
der Korfantypartei vertagt. In einer erneuten Sitzung am 
12. November hat ſich wiederum die Sozialkommiſſion des 
Schleſ. Sejm mit dieſen Anträgen beſaßt und beſchloſſen, an 
ihrem früheren Standpunkt ſeſtzuhalten und dem Plenum die 
Ausdehnung des Urlaubsgeſetzes auf die Wojewodſchaft vor— 
zuſchlagen. Auch die Gewerkſchaften haben ſich (mit Ausnahme 
einiger Beſtimmungen, die unbedingt abgeändert werden müſſen) 


Um die Ausdehnung. 


für die Ausdehnung dieſes wichtigen Geſetzes auf die Woje— 
wodſchaft Schleſien ausgeſprochen. 

Die Arbeitsgemeinſchaft aller deutſchen Arbeitnehmer: 
verbände hat ſich mit einer Eingabe an den Sejm-Marſchall 
gewandt mit dem Erſuchen, das Urlaubsgeſetz auch auf alle 
kaufmänniſchen Angeſtellten auszudehnen, die als Verkäufer 
tätig ſind und ihre Berufseignung durch eine vorgeſchriebene 
Lehrzeit nachweiſen können. Aufgrund des beſtehenden Urlaubs» 
geſetzes haben nämlich nur diejenigen käufmänniſchen Ange— 
ſtellten Anrecht auf Gewährung des geſetzmäßigen Urlaubs, 
die eine Beruis- (Handels-) ſchule oder eine Mittelſchule abſol— 
viert haben und außerdem eine vorgeſchriebene Lehrzeit nach— 
weiſen können. In Anbetracht der beſonderen Verhältniſſe 
Oberſchleſiens, — jeder kaufmänniſche Lehrling muß eine Fort— 
bildungsſchule bejuchen, daher iſt der Beſuch einer Handelsſchule 
nicht unbedingt nötig, — wird die Aufhebung dieſer Klauſel 
gefordert. Es müßte alſo im Wege einer Ausführungsver— 
ordnung eine Beſtimmung hin zukommen, nach der alle kauf— 
männiſchen Angeſtellten Oberſchleſiens (Ladenverkäufer, Verkäufer in 
Buchhandlungen uſw.) dem Urlaubsgeſetz unterliegen, wenn ſie vom 
Tarifvertrag erfaßt werden. 

Die beharrliche Weigerung der Arbeitgeber hat das 
Inkrafttreten des Geſetzes verhindert. Im Intereſſe der Arbeit— 
nehmer Oberſchleſiens wäre es jedoch zu wünſchen, daß es dem 
Einfluß der Schwerinduſtrie, die alles in Bewegung ſetzt, um 
die Ausdehnung des Geſetzes zu verhindern, nicht gelingt, eine 
weitere Verſchleppung dieſer Angelegenheit zu erreichen. 


Die Arbeitsgerichte. 


Ab 1. Januar 1935 tritt ein neues Geſetz über die Arbeits— 
gerichte in Kraft. Das Geſetz bringt eine Reihe wichtiger und 
für die Arbeitnehmer günſtige Beſtimmungen. Danach wird 
die Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte inbezug auf den Wert 
des Streitgegenſtandes von 5000 zl. auf 10000 zl. erweitert, 
die Einkommensgrenze des Angeſtellten für die aktive Klage— 
legitimation vor den Arbeitsgerichten wird von 10000 zl. auf 
12000 zl. erhöht, ferner wird das Gerichts- und Exekutio— 
verfahren vereinfacht, indem 3. B. die Vollſtreckbarkeit eines in 
1. und 2. Inſtanz gleichlautenden Urteils ohne Rückſicht auf den 
weieren Gerichtsweg feſtgelegt wird, die Wertgren je für das ver— 
einfachte Verfahren wird von 200 zl. auf 300 zl. erweitert 


und für gewiſſe Fälle wird eine Ermäßigung der Gerichts⸗ 
gebühren feſtgelegt. 

Außerdem find ſogen. Einigungs-Seſſionen des Arbeits⸗ 
gerichtes eingeführt worden, auf denen der Fall von dem 
Vorſitzenden oder auf Antrag des Klägers behandelt wird, 
ſobald eine Einigung auf gütlichem Wege nicht erzielt werden 
kann. An ſolchen Seſſionen werden ſich, außer den beiden 
gegneriſchen Seiten zwei Beiſitzende, einer von der Arbeitgeber— 
ſeite und einer von ſeiten der Arbeitnehmer beteiligen. 


Wir werden zu gegebener Zeit noch ausführlich darauf 
zurückkommen. 


9. Jahrgang. 
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Die neue Verordnung über die Sozialverſicherung. 


Die langerwartete Veröffentlichung der Verordnung über 
die Aenderung des Geſetzes zur So zialverſicherung vom 28. 
März 1933 it in Nr. 95 des Dziennik Uſtaw vom 29. Oktober 
erfolgt. Die wichtigſten Beſtimmungen dieſer Verordnung ſind 
folgende: 

Von der Verſicherungspflicht (für die Krankenverſicherung) 
befreit find in der Haus wirtſchaft beſchäftigte Perſonen, deren 
Beſchäftigung naturgemäß von kurzer Dauer iſt und bei dem— 
ſelben Arbeitgeber nicht länger als 2 Wochen währt. Befreit 
von der Verſicherung ſind ferner Geſchwiſter und Nachkommen 
auf⸗ und abſteigender Linie des Arbeitgebers, wenn ſie mit 
ihm einen gemeinſamen Haushalt führen. Der Verſicherungs— 
pflicht (für die Krankenverſicherung) unterliegen außerdem nicht 
ſolche Angeſtellte, deren Monatsdienſt 725 zl. überſteigt. 

Durch die Verordnung werden folgende Verſicherungsfonds 
geſchaffen: Der Penſions-Verſicherungsfonds für geiſtige An— 
geſtellte, der Penſions-Verſicherungsfonds für Arbeiter, der 
Verſicherungsfonds für Unfälle und Berufskranhheiten, der 
Verſicherungsfonds für die Arbeitsloſigkeit der geiſtigen An— 
geſtellten und der allgemeine Verſicherungsfonds für Krankheit 
und Mutterſchaft. Die Verwaltung dieſer Fonds iſt der Ver— 


waltung der Sozialverſicherung angegliedert. Die Mittel des 
betreffenden Verſicheruſigsfonds dürfen nicht zur Deckung von 
Ausgaben verwendet werden, die mit der Ausführung anderer 
Verſicherungsarten im Zuſammenhang ſtehen. 

Das Organ der Verwaltung der Sozialverſicherung iſt 
außer dem Generaldirektor, der Reviſionskommiſſton und den 
Schlichtungskommiſſionen der Rat, in deſſen Tätigkeitsbereich 
u. a. fallen: der Beſchluß des Haushaltsvoranſchlages, der 
Beſchluß von dienſtlichen Rahmenbeſtimmungen für die Ange— 
ſtellten, von allgemeinen Grundſätzen der Verträge mit den 
Aerzten uſw., der Beſchluß der Beitragshöhe, die Entſcheidung 
in der Frage des Erwerbs, des Verkaufs und der Belajtung 
von Immobilien ſowie der Beſchluß von Anträgen über den 
Plan der Unterbringung der Verſicherungsſonds und der 
ſozialen Verſicherungen. 

Die Termine der Uebernahme der Aufſichtsfunktionen 
durch die Sozial-Verſicherungsanſtaͤlt von den ſo zialen Bezirks— 
ämtern, ſowie die Termine der Liquidation dieſer Aemter wer: 
den durch den Miniſter für ſoziale Fürſorge auf dem Wege 
von Verordnungen feſtgeſetzt. Bis zu dieſer Zeit werden die 
Aemter ihre Aufſichtsfunktionen weiter ausüben. 


Keine Beitragserhöhung bei der Knappſchaft. 


Am Sonntag, den 25. November fand die mit Spannung 
erwartete Sitzung der Knappſchaftsälteſten ſtatt, die wenigſtens 
das Ergebnis harte, daß ſich auch die Vertreter der NPerſicherten, 
die Knappſchaftsälteſten, gegen eine Erhöhung der Beiträge aus— 
geſprochen haben, freilich, ohne einen Weg aus den kaiaſtro— 
phalen Finanznöten finden zu können. Falls die beabſichtigte 
Rentenkürzung von 15 Prozent zur Tatſache wird, ſo könnte 
man zwar mit den hierdurch eingeſparten Mitteln in Höhe 
von 3,3 Milionen Zloty noch zwei weitere Jahre wirtſchaften, 
ohne eine weitere Rentenkürzung noch vornehmen zu müſſen. 
Das iſt jedoch für die Penſionäre ein überaus ſchwacher Troſt, 
da ihre Renten ſchon bereits derart gekürzt worden ſind, daß 
ſie tatſächlich auf keinen Groſchen mehr verzichten können. 
Eine entgültiae Löſung wäre auch damit nicht gefunden, denn, 
wie Knappſchaftsdirektor Potyka in ſeinem Bericht ausführte, 
die Lage der Spölka Bracka außerordentlich ſchlecht ſei, jo, 
daß heute auf zehn zahlende Mitglieder elf Rentner kommen, 
während noch vor vier Jahren drei zahlende Mitglieder einen 
Rentner zu unterhalten hatten. 

Zu der finanziellen Lage der Oberſchleſiſchen Knappſchaft 
iſt noch zu ſagen, daß der Fehlbetrag bis zum 1. November 


Jahres noch 700 000 Zloty neu hinzukommen dürften. Auf 
die 3,9 Mill. Zloty, welche die Knappſchaft noch von der 
Regierung erhalten ſoll, ſind ſchon Anleihen aufgenommen 
worden. Von den, aus Deutſchland zu erwartenden 5 Mill. 
Zloty find bisher 200 000 Zloty abgehoben, der übrige Betrag 
iſt in Wertpapieren angelegt, deren Ausloſung ſich bis auf 
1955 verteilt. Einer Anzahl von 48 000 zahlenden Mitgliedern 
ſtehen jetzt 56000 Rentner gegenüber; hierzu werden im kom— 
menden Jahre weitere 1800 Rentner kommen. 


Anſprüche an die Knappſchaft haben noch 172000 Per: 
ſonen, die ihre Mitgliedſchaft durch Zahlung der Anerkennungs— 
gebühren aufrecht erhalten. 


Um eine Sanierung der Knappſchaft zu ermöglichen, wurde 
gefordert, die Spölka Bracka auch auf die andern Koblen— 
gebiete Polens aus zudehnen und auch die Eiſenhütten einzu— 
beziehen, deren Werkspenſionskaſſen es finanziell auch nicht 
beſonders gut geht. Von einer Verſchmelzung mit andern 
ſozialen Verſicherungen verſprach man ſich keinen Erfolg bezw. 
keine Beſſerung der Verhältniſſe. Es wurde wieder der dringende 
Wunſch nach Hilfe von Seiten der Regierung laut, die ſich 


1,3 Millionen Zloty betrug und daß bis zum Ende dieſes ] hoffentlich dem Rufe nicht verſchließen wird. 


Die Einkommensverhältniſſe in Polen. 


Nach Feſtſtellungen der ſozialen Verſicherungsinſtitute er— 
gibt ſich für die Zugehörigkeit der Arbeiter und Angeſtellten 
in Polen zu den entſprechenden Lohn- und Gehaltsklaſſen 
folgendes Bild: 

Von tauſend verſicherten Arbeitern verdienten mehr als 
150,00 zl. monatlich 17, mehr als 400,00 zl. monatlich 9, mehr 
als 450,00 zl. monatlich 5, und mehr als 500.00 zl. monatlich 
nur 3. Die letzte Zahl ergibt, daß nur 0,3 Prozent aller 
Arbeiter ein Verdienſt von mehr als 500,00 zl. haben. 


Arbeitern 2,1 Prozent 


Unter den Angeſtellten und Beamten verdienten von tauſend 
Verſicherten 173 mehr als 400,00 zl., 56 Angeſtellte mehr als 
700,00 zl. monatlich und 21 mehr als 1000 zl. pro Monat. 
Die 1000 zl. Einkommensgrenze überſchritten alſo von geiſtigen 
der Geſamtzahl der von der Unter— 
ſuchung Erfaßten. Die Statiſtik zeigt, daß nahezu 5 der ver- 
ſicherten Arbeiter ein Einkommen unter 150,00 zl. und / der An⸗ 
geſtellten ein Einkommen unter 400,00 zl. haben. 


Die Lebenshaltungskoſten der geiſtigen Arbeiter. 


Nach Angaben des Statiſtiſchen Hauptamtes in Warſchau 
ſind in den Lebenshaltungskoſten der Familie eines geiſtigen 
Arbeiters ſeit dem Jahre 1928 beachtliche Aenderungen ein— 
getreten. Wenn man die Preiſe für das Jahr 1928 mit 100 
annimmt, ſo ergibt der Preisindex pro Oktober d. J. 70,8 und 
zwar für Lebensmittel 50,1, für Beleuchtung und Beheizung 
86,1, für Wohnung 143,2, für Kleider und Schuhe 56,2, für 
Körperpflege 68,5, für Alkohol und Tabak 100,3 und für 
andere Ausgaben 89,7. 

Wir wollen die Richtigkeit dieſer amtlichen Zahlen nicht 
bezweifeln, mindeſtens ebenſo wichtig wäre es aber, in dieſem 
Zuſammenhange feſtzuſtellen, wie ſich die Gehälter in dieſem 
Zeitraum geſtaltet haben. Und wenn auch die Lebenshaltungs— 


koſten heruntergegangen ſind, ſo hat dies für die Mehrzahl 
der Angeſtellten keinen Wert, da die Einkommensbezüge weſent— 
lich niedriger geworden ſind. 


Berufskameraden: 
Am Jahresende keine Beitragsrückſtände! 


Wenn der Betrieb laufen ſoll, hat ein jeder pünkt— 
lich ſeinen Beitrag zu entrichten. Daher zahle jeder 
Berufskamerad ſeinen Verbandsbeitrag. Am 31. 
Dezbr. 1934 muß das Beitragskonto ausgeglichen ſein. 
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9. Jahrgang. 


Neuberechnung der Naturalleiſtungen. 


Nach einer Mitteilung der Verſicherungsanſtalt iſt die 
Umrechnung der Naturalbezüge der Kopfarbeiter für die An— 
geſtelltenverſicherung in nachſtehender Weiſe erfolgt: Es wird 
in Anrechnung gebracht für freie Wohnung 22 zl., für Behei— 
zung 8 zl., für Beleuchtung 5 zl. und für die Beköftigung 


Arbeitnehmern oder den Berufsverbänden irgendwelche private 
oder Tarifverträge vereinbart wurden, nach denen höhere 
Naturalleiſtungen gewährt werden, ſo ſind ſelbſtverſtändlich 
dieſe vereinbarten Naturalbezüge der Errechnung der Ver— 
ſicherungsſätze zugrunde zu legen. Die neufeſtgeſetzten Sätze 


90 zl. für den Monat. Sofern zwiſchen den Arbeitgebern und | treten vom 1. Dezember d. Js. in Kraft. 


Kündigungsſchutz für ältere Angeſtellte — aber in Deutſchland. 


Während bei uns in Polniſchoberſchleſien insbeſondere ältere 
Angeſtellte bei jedem Abbau betroffen werden, iſt man in Deutſch— 
land bemüht, die älteren und darum am ſtärkſten betriebsgebundenen 
Angeſtellten vor einer willkürlichen Kündigung zu ſchützen. 

Das Geſetz über den Kündigungsſchutz für ältere Angeſtellte ſieht 
einen Kündigungsſchutz bereits bei den Angeſtellten vor, die minde— 
ſtens 5 Jahre in einem Unternehmen, oder, im Falle einer Rechts— 
nachfolge, vom Unternehmer und deſſen Rechtsvorgänger, beſchäftigt 
worden ſind. Die Kündigungsfriſt beträgt dann drei Monate zum 
Schluß eines Kalendervierteljahres; ſie erhöht ſich nach achtjähriger 
Beſchäftigungsdauer auf vier Monate, nach zehnjähriger Beſchäfti— 
gungsdauer auf fünf Monate und nach zwölfjähriger Beſchäftigungs— 
dauer auf ſechs Monate. Dabei iſt aber zu beachten, daß Dienſt— 
jahre, die vor der Vollendung des 25. Lebensjahres liegen, nicht mit— 
gerechnet werden. 

Dieſe längeren Kündigungsfriſten gelten für alle Angeſtellten, die 
nach 8 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte verſicherungspflichtig 
ſind oder fein würden, wenn fie nicht wegen der Höhe ihres Arbeits— 
verdienſtes verſicherungsfrei wären. Keine Anwendung finden die 
längeren Kündigungsfriſten in Kleinbetrieben mit nur einem oder 
zwei Angeſtellten; ſie gelten nur dort, wo ein Unternehmer in der 
Regel mehr als zwei Angeſtellte (ausſchließlich der Lehrlinge) be— 
ſchäftigt. 

Trotz ihrer Kürze haben dieſe Geſetzesbeſtimmungen eine Fülle 
vermeintlicher und tatſächlicher Zweifelsfragen aufgeworfen, die aber 
inzwiſchen wohl alle durch das Reichsarbeitsgericht entſchieden wor— 
den find. Insbeſondere ſteht feſt, daß der Begriff der Rechtsnach— 
folge im Zweifelsfalle nicht formal, ſondern ſo aufzufaſſen iſt, wie 
es dem Charakter eines ſolchen Schutzgeſetzes entſpricht. 


Außer der längeren Kündigungsfriſt ſteht dem älteren Angeſteil— 
ten in gleicher Weiſe wie allen übrigen Angeſtellten, gemäß 8 56 ff 
des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit das Recht zu, beim 
Arbeitsgericht auf Widerruf der Kündigung zu klagen, 
ſofern die Kündigung unbillig hart und nicht durch 
die Verhältniſſe des Betriebes bedingt iſt. Wor- 
ausſetzung iſt, daß es ſich um einen Betrieb mit in der Regel min— 
deſtens zehn Beſchäftigten handelt. Der Klage iſt, wenn ein Ver— 


trauensrat im Betriebe beſteht, eine Beſcheinigung des Vertrauens- 


rates beizufügen, daß über die Weiterbeſchäftigung erfolglos beraten 
wurde. Erkennt das Gericht auf Widerruf der Kündigung, ſo ſetzt 
es eine Entſchädigung (bis zu vier Zwölftel des letzten Jahresarbeits— 
verdienſtes) für den Fall feſt, daß der Unternehmer die Weiterbeſchöf 
tigung ablehnt. Die Klage auf Widerruf muß unbedingt binnen zwei 
Wochen nach Zuſtellung der Kündigung beim Arbeitsgericht einge— 
reicht werden. Innerhalb von 5 Tagen nach Erhalt der Kündigung 
muß der Angeſtellte den Vertrauensrat angerufen haben, wenn er 
die Kündigung als unbillige Härte empfindet. 


Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit hat dem Willen 
ſozialer Betriebsführer, für ihre langjährigen Mitarbeiter auch über 
das geſetzliche Pflichtmaß hinaus zu ſorgen, einen neuen Auftrieb 
gegeben. So finden wir in einzelnen — zurzeit noch verhältnis— 
mäßig wenigen — Vetriebsordnungen Kündigungsfriſten für ältere 
Angeſtellte, die über die geſetzlichen hinausgehen. So hat ſich z. B. 
die Eiſengroßhandlung Otto Wolff, Köln, ihren älteren Mitarbeitern 
gegenüber, und zwar ſowohl Arbeitern als auch Angeſtellten, auf 
folgende Kündigungsfriſten verpflichtet: bei fünf bis acht Jahren 
Betriebszugehörigkeit vier Monate acht bis zehn Jahren ſechs Mo: 
nate, zehn bis fünfzehn Jahren acht Monate, fünfzehn bis zwanzig 
Jahren Betriebszugehörigkeit zwölf Monate. Die Dienſtordnung der 
Braunſchweigiſchen Staatsbank ſieht vor, daß gegenüber Angeſtellten, 
die dem Betriebe zehn Jahre angehören, eine achtmonatige Kündi— 
gung zum Quartalsſchluß und bei ſolchen, die dem Betriebe fünfzehn 
Jahre angehören, eine zwölfmonatliche Kündigung zum Jahresſchluß 
innegehalten wird. Darüber hinaus beſtimmt dieſe Dienſtordnung 
ſogar, daß Mitgliedern der NSDAP mit den Mitgliedsnummern bis 
100 000 und ſchwerkriegsbeſchädigten Frontkämpfern nach fünfjähriger 
Dienſtzeit nur dann gekündigt werden kann, wenn ein wichtiger Grund 
im Sinne des Geſetzes vorliegt. Außerdem erhalten Mitarbeiter, die 
dem Betriebe ſechs Jahre als Angeſtellte angehören und mindeſtens 
26 Jahre alt ſind, als Altersverſorgung eine Lebensverſicherung in 
Höhe von 10000 RM. 

Andere Betriebe wählen andere Formen; die Firma Siemens 
3z. B. gewährt ihren ausgeſchiedenen Mitarbeitern Penſionen, die 
zurzeit ſchon 10,5 v. H. der laufenden Lohn- und Gehaltsſumme 
ausmachen. In einzelnen anderen Fällen wiederum ſichert die Be— 
triebsordnung ausſcheidenden älteren Angeſtellten und Arbeitern eine 
Abfindung 

Nicht alle Betriebe können fo weitgehend für ihre älteren Mit: 
arbeiter ſorgen; in allen Betriebsordnungen ſoll aber immer mehr 
der Wille erkennbar werden, für die älteren Mitarbeiter nach beſtem 
Können zu ſorgen. 

Wenn man gegenüber dieſen Verhältniſſen die Lage der gekün— 
digten Angeſtellten in unſerem Induſtriegebiet zum Vergleich heran— 
zieht, ſo muß man leider feſtſtellen, daß ſich unſere älteren Ange— 
tellten in keiner beneidenswerten Lage befinden. Eine einheitliche 
Regelung bezgl. der Kündigungsdauer gibt es hier garnicht; wohl 
beſitzen wir Schlichtungsausſchüſſe und einen Demobilmachungskom⸗ 
miſſar, doch haben die Ereigniſſe der letzten Zeit den Beweis erbracht, 
daß dieſe Behörden einen ausreichenden Schutz der deutſchen Ange— 
ſtellten nicht darſtellen. Die privaten Penſionskaſſen einiger Indu— 
ſtrieunternehmungen bieten, wie die Verhältniſſe bei der Vereinigten 
Königs⸗ und Laura J. G. gezeigt haben, auch keine Gewähr für 
einen ſorgloſen Lebensabend. Ein Kündigungsſchutz älterer Angeſtell— 
ten nach deutſchem Muſter hätte der Willkür vieler Arbeitgeber aller— 
dings einen Riegel vorgeſchoben. 


Verfaſſung der Deutſchen Arbeitsfront. 


Am 24. Oktober 1934 iſt vom Führer und Reichskanzler Adolf 
Hitler eine Verordnung erlaſſen worden über das Weſen, Ziel, 
Führung und Organiſation der Deutſchen Arbeitsfront. 

Dieſe Verordnung ſetzt der Deutſchen Arbeitsfront das Ziel der 
Bildung einer wirklichen Volks- und Leiſtungsgemeinſchaft aller 
Deutſchen und ſieht innerhalb dieſer feſtgefügten Einheit aller ſchaf— 
fenden Deutſchen der Stirn und der Fauſt eine organiſche Ordnung 
und Gliederung vor, indem ſie beſtimmt: 

Die Deutſche Arbeitsfront iſt die Organiſation der ſchaffenden 
Deutſchen der Stirn und der Fauſt. 

In ihr ſind insbeſondere die Angehörigen der ehemaligen Ge— 
werkſchaften, der ehemaligen Angeſtelltenverbände und der ehemali— 
gen Unternehmer-Vereinigungen als gleichberechtigte Mitglieder zu— 
ſammengeſchloſſen. 

Die Mitgliedſchaft bei der Deutſchen Arbeitsfront wird durch 
die Mitgliedſchaft bei einer beruflichen ſozialpolitiſchen, wirtfchafilichen 


oder weltanſchaulichen Organiſation nicht erſetzt. Der Reichskanzler 
lann beſtimmen, daß geſetzlich anerkannte ſtändiſche Organiſationen 
der Deutſchen Arbeitsfront korporativ angehören. 

Das Ziel der Deutſchen Arbeitsfront iſt die Bildung einer wirk— 
lichen Volks- und Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen. 

Sie hat dafür zu ſorgen, daß jeder einzelne ſeinen Platz im 
wirtſchaftlichen Leben der Nation in der geiſtigen und körperlichen 
Verfaſſung einnehmen kann, die ihn zur höchſten Leiſtung befähigt 
und damit den größten Nutzen für die Volksgemeinſchaft gewähr— 
een 

Die Führung der Deutſchen Arbeitsfront hat die NSDAP. 
Der Leiter der Arbeitsfront wird vom Führer und Reichkanzler er— 
nannt. 

Er ernennt und enthebt die übrigen Führer der Deutſchen Ar: 
beitsfront. 


9. Jahrgang. 


Die Deutſche Arbeitsfront hat den Arbeitsfrieden Dadurch 
zu ſichern, daß bei den Betriebsführern das Verſtändnis für die Lage 
und die Möglichkeit ihres Betriebes geſchaffen wird. 

Die Deutſche Arbeitsfront hat die Aufgabe, zwiſchen den berech— 
tigten Intereſſen aller Beteiligten jenen Ausgleich zu finden, der 
den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen entſpricht und die Anzahl der 
Fälle einſchränkt, die nach dem Geſetz vom 20. Januar 1934 zur 
Entſcheidung allein zuſtändigen, ſtaatlichen Organen zu überweiſen 
ſind. Die ſür dieſen Ausgleich notwendige Vertretung aller Betei— 
ligten iſt ausſchließliche Sache der Deutſchen Arbeitsfront. Die Bi- 
dung anderer Organiſationen oder ihre Betätigung auf dieſem Gebiet 
iſt unzuläſſig. 

Die Deutſche Arbeitsfront iſt die Trägerin 
fozialiſtiſchen Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“. 


der National— 
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Die Deutſche Arbeitsfront hat für die Berufsſchulung Sorge zu 
tragen. Sie hat ferner die Aufgaben zu erfüllen, die ihr durch das 
Geſetz vom 20. Janaur 1934 übertragen wurden. 

Das Vermögen der in § 1 dieſer Verordnung genannten 
früheren Organiſationen einſchließlich ihrer Hilfs- und Erſatzorgani— 
ſationen, Vermögensverwaltungen und wirtſchaftlichen Unternehmun— 
gen bildet das Vermögen der Deutſchen Arbeitsfront. Dieſes Ver— 
mögen tt der Grundſtock für die Selbſthilfeeinrichtungen der Deuts 
ſchen Arbeitsfront. 

Durch die Selbſthilfeeinrichtungen der Deutſchen Arbeitsfront 
ſoll jedem ihrer Mitglieder die Erhaltung ſeiner Exiſtenz im Falle 
der Not gewährleiſtet werden, um den befähigſten Volksgenoſſen den 
Aufſtieg zu ebnen oder ihnen zu einer ſelbſtändigen Exiſtenz, wenn 
möglich auch auf eigenem Grund und Boden, zu verhelfen. 


Steuerfragen in Deutſchland. 


Nationalſozialiſtiſche Steuerreform. 


Der Nationalſozialismus hat ſich zum Grundſatz gemacht, Ver— 
ſprechungen genau und pünktlich einzulöſen. Ende Juni ſprach Staats— 
ſekretär Reinhard vor der Akademie für Deutſches Recht über 
die Grundzüge ſeines großen Steuerplanes und kündigte einen Tim: 
bau und einen weiteren Abbau beſonders im Hinblick auf un— 
ſoziale und wirtſchaftsſchädliche Steuern — an. Am 16. Oktober hat 
das Reichskabinett bereits die erſte Serie der Steuergeſetze verab— 
ſchiedet. Das Steueranpaſſungsgeſetz, das urſprünglich erſt für das 
nächſte Frühjahr vorgeſehen war, erſcheint danach ſogar vorzeitig. 

Bei alledem handelt es ſich noch nicht um die große Steuer— 
reform, die erſt im Zuſammenhang mit der großen Reichsfinanz— 
reform durchgeführt werden kann, aber die neuen Geſetze für Um— 
ſatz-, Bürger-, Einkommen-, Vermögen- und Erbſchafsſteuern bringen 
jehr wichtige Verbeſſerungen. Dabei ſtehen Fragen der Bevbölke— 
rungspolitik, der Beſeitigung ſozialer Härten, der Arbeitsbeſchaffung 
und der Vereinfachung unſeres Steuerrechtes im Vordergrund. 


Steuererleichterungen für Kinderreiche. 


Den bevölkerungspolitiſchen Grundſätzen entſprechen die Geſetze 
für die Einkommenſteuer und die Bürgerſteuer. Bei der Einkom— 
menſteuer werden die Kinderermäßigungen weſentlich erhöht und be— 
tragen: 


15 v. H. für ein Kind, 
35 b. H. für zwei Kinder, 
55 b. H. für drei Kinder, 
75 v. H. für vier Kinder, 
95 v. H. für fünf Kinder, 
100 v. H. für ſechs Kinder. 


Selbſtverſtändlich gelten dieſe Sätze nur innerhalb beſtimmter 
Höchſtgrenzen und nur bis zu 100000 RM. Jahreseinkom— 
men. Beachtlich iſt eine Beſtimmung, wonach auf Antrag die Kin— 
derermäßigung auch für Kinder bis zum vollendeten 25. Jahre ge⸗ 
währt wird, ſolange die Kinder für einen Beruf ausgebildet wer— 
den, und zwar auch dann, wenn ſie nicht zum Haushalt des Steuer— 
pflichtigen gehören. Gerade dieſe Beſtimmung wird in der Oeffent— 
lichkeit ſtark begrüßt werden, weil ja die Berufsausbildung ſtarke 
Anforderungen an die kinderreichen Haushalte ſtellt. Die hiervon be— 
troffenen Volksgenoſſen werden dieſe Maßnahme zweifellos verſtehen, 
denn zum erſten Male hat ein Staat in fein Steuerrecht bevölkerung s- 
politiſche Grundſätze ſo ſtark verankert, daß bei einer Familie mit 
ſechs Kindern praktiſch Steuerfreiheit eintritt. - 

Der Bürgerſteuer, die gleichfalls im Jahre 1935 in Kraft tritt, 
iſt als erſter Schritt zum gänzlichen Abbau ihr unſozialer Charakter 
genommen. Kinderermäßigungen und eine erhöhte Freigrenze (von 
120 auf 130 v. H. des allgemeinen Wohlfahrtsunterſtützungsſatzes) 
werden eingeſührt. Der Steuergrundbetrag beträgt nach wie vor 
6 RM. bei einem Einkommen von nicht mehr als 4500 RM., I RM. 
bei einem Einkommen von mehr als 4500 bis 6000 RM., 12 AM. 
bei einem Einkommen von mehr als 6000 RM. bis 8000 RM., und 
ſtaffelt ſich bis zu 2000 RM. bei einem Einkommen von mehr als 
500 000 RM. Dieſer Reichsſatz ermäßigt ſich bei Steuerpflichtigen, 
zu deren Haushalt mindeſtens zwei minderjährige Kinder gehören, 
um je 2 RM für das zweite und jedes folgende Kind, wenn das 
Einkommen des Steuerpflichtigen nicht mehr als 2400 RM beträgt, 
um je 1 AM. fur das zweite und dritte und um je 2 RM. für das 
vierte und jedes folgende Wind, wenn das Einkommen des Steuer— 
pflichtigen mehr als 2400 RM. bis 12 000 RM. beträgt. Als Kin- 
der gelten neben Abkömmlingen auch Stiefkinder, Adoptivkinder und 
Pflegekinder. J 
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Praktiſch ſieht die Senkung wie folgt aus. Ein Familienvater 
mit drei minderjährigen Kindern und einem Monatsgehalt von 150 
RM. mußte bisher den Grundbetrag von 6,— RM. X dem Hun— 
dertſatz feiner Gemeinde (beiſpielsweiſe 500 v. H.), alſo 30,— RM. 
zahlen. Nach der Neuregelung werden für das zweite und dritte 
Kind je 2,.— RM. abgeſetzt, jo daß fich die Steuerlaſt auf 2 X 5 
10,— RM., alſo um zwei Drittel vermindert. Hätte der genannte 
Familienvater vier minderjährige Kinder, ſo wäre er bereits voll— 
kommen frei von der Bürgerſteuer. Auch für die Einkommen bis 
12 000,.— RM. iſt die Senkung recht erheblich. Ein Familienvater 
der Einkommengruppe von mehr als 6 000,— RM. bis 8 000,— RM. 
halle mit 4 Kindern bisher 12 X 5 60,.— RM. zu zahlen er 
wird künftig für das zweite und dritte Kind 1.— RM. und für das 
4. Kind 2,.— RM. abſetzen können und ſomit nur noch 40,— RM., 
alſo ein Drittel weniger Steuern entrichten. 

Die bevölkerungspolitiſche Linie der neuen Steuergeſetzgebung 
erſtreckt ſich auch auf die Vermögens- und Erbſchaftsſteuer. Bisher 
beſtand bei der Vermögensſteuer eine Beſteuerungsgrenze von 20 000 
RM., nach deren Ueberſchreiten das Vermögen voll zur Vermögens— 
ſteuer herangezogen wurde. Das neue Geſetz ſieht Freibeträge von 
je 10 000 RM. für den Steuerpflichtigen, für die Ehefrau und für 
jedes minderjährige Kind vor. Beträgt beifpielsmeife das Vermögen 
eines verheirateten Steuerpflichtigen mit drei Kindern 60 000 RM., 
ſo war es bisher mit 60000 RM. vermögensſteuerpflichtig. Nach 
dem neuen Geſetz wird er nur noch für 10000 RM. vermögens— 
ſteuerpflichtig ſein, denn 50 000 RM. bleiben in jedem Falle frei von 
dieſer Sleuer. 

Die neue Erbſchaftsſteuer bringt an Stelle der Beſteuerungs— 
grenze (5 000 RM.) einen Freibetrag für Kinder in Höhe von 
30 000 RM. und für Enkel in Höhe von 10000 RM. Dieſe Be: 
träge bleiben in jedem Falle ſteuerfrei, auch wenn der geſamte Un: 
fall den Freibetrag überſteigt. Wenn alſo künftig das Erbe eines 
Kindes 40 000 RM. beträgt, fo tritt eine Steuerpflicht nur in Höhe 
von 10000 RM. ein. Dieſes letztere Geſetz räumt alfo mit einem 
marxiſtiſchen Vorurteil auf, das aus einem Perſönlichkeitswerte zer— 
ſtörende Neidgefühl heraus die Erbſchaftsſteuer unſinnig hoch ge— 
ſchraubt hatte. 


— 


Arbeitsbeſchaffung duch Steuerpolitik. 


Die neuen Steuergeſetze enthalten zwei beſondere Maßnahmen 
für den Kampf um die Verminderung der Arbeitsloſigkeit. Cs han— 
delt ſich um die Abſchreibung der buchführenden Gewerbetreibenden 
und buchführenden Landwirte ſür kurzlebige Gegenſtände des gewerb— 
lichen oder landwirtſchaftlichen Anlagekapitals und um die einheit— 
liche Feſtſetzung der Umſatzfteuer im Binnengroßhandel auf % v. H. 
Wir haben dieſe Maßnahmen ſchon in unſerer Zeitung bei Beſpre— 
chung des Steuerplanes behandelt. Für die Steuerbefreiung der 
kurzlebigen Gegenſtände it die bisherige Steuerfreiheit für Erſatz— 
beſchaffungen vom 1. Juni 1933 vorbildlich geweſen. Die Maſchinen— 
induſtrie und andere Lieferinduſtrien für Gegenſtände des gewerb— 
lichen oder landwirtſchafeclichen Anlagekapitals find durch Mehrbeſtel— 
lungen weſentlich angeregt worden. Am 1. Januar 1935 wird die 
Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen endgültig außer Kraſt treten. 
An ihre Stelle ſetzt das neue Einkommenſteuergeſetz eine ähnliche 
Vorſchrift für jegliche Gegenſtände des gewerblichen oder landwirt— 
ſchaftlichen Anlagekapitals, deren Nutzungsdauer in der Regel funf 
Jahre nicht überſteigt. | 


Lifte der ſäumigen Steuerzahler. 


Einen beachtlichen Fortſchritt 


geſetz d ſtellt auch das Steueranpaſſungs— 
eſetz dar. 


Richtunggebend iſt der $ 1, wonach die Steuergeſetze 
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Wichtiger Termin! 2 


Am Sonnabend, den 8. Dezember d. Js., nachm. 
5 Uhr (Feiertag Mariä Empfängnis) wird im Saale 
des Verbandsheimes des D. H. V. in Beuthen O.⸗S., 
Hubertusſtraße 10 eine Filmvorführung „Skagerak⸗ 
Schlacht“ veranſtaltet. Zu dieſer Veranſtaltung ſind 


unſere Berufskameraden herzlichſt eingeladen. Ramerad 
M., Ortsgruppe Schoppinitz. 
Skagerak⸗ Schlacht, 
ſchildern. 


ein Mitkämpfer der 
wird zu Beginn ſeine Erlebniſſe 
Ein Eintrittsgeld wird nicht erhoben. 


künftig nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung auszulegen ſind 
In dieſem Geſetz werden einheitliche Begriffe ſür alle Steuergeſetze 
feſtgelegt, außerdem verfügt dieſes Geſetz über eine praktiſche „Bre— 
chung der Zinsknechtſchaft“, indem ab Januar 1935 weder Verzugs— 
noch Aufſchubs⸗, noch Stundungszinſen (Einkommenſteuer, Körper— 
ſchaftsſteuer, Vermögensſteuer, Umſatzſteuer) erhoben werden dürfen. 
Allerdings muß der böswillige Steuerzahler damit rechnen, daß er 
am Schluß eines jeden Jahres, erſtmalig im Frühjahr 1936, auf eine 
Liſte der ſäumigen Steuerzahler gelangt, wenn er es zu einer zweit— 
maligen Mahnung kommen läßt. Wer beſondere Verhältniſſe glaub— 
haft machen kann, wird aber auch künftig eine Stundung der Steuer- 
ſchuld herbeiführen können. 


Trotz Steuererleichterungen beſſerer Steuereinzug. 


Die Steuerpolitik des Nationalſozialismus hat bereits zu man— 
cherlei Steuererleichterungen geführt. Man denke nur an die Beſei⸗ 


Wirtſchaft 


Wirtſchaft kann nicht mit Lineal, Reißfeder und Zirkel entworfen 
werden. Wirtſchaft iſt Wurf und nicht Entwurf, Wirtſchaft heißt 
wagen und nicht wiegen Wäre die Wirtſchaft, die Volls— 
wirtſchaft am Reißbrett oder in gelehrten Büchern zu entwerfen, 
ſo müßte es in Rußland wunderbar ausſehen, — — und nichts hätte 
dann auch Deutſchland und die Welt vor der Bolſchewiſierung ge— 
rettet! — 

Zwar beobachteten wir im letzten Jahrzehnt ein ſtetiges Anwach⸗ 
ſen der proletarifchen Stimmen, zugleich aber auch eine ſtändig ab— 
nehmende Bereitſchaft der proletariſchen Führer, aus dem politiſchen 
Plus dieſer Stimmen die programmatifche Folgerung der 
Sozialiſierung zu ziehen. Im Gegenteil wiſſen wir alle, daß 
mit dem Aufkommen der proletariſchen Parteien und ihrer Regie- 
rungsbeteiligung zugleich Platz griff ein Ueberwuchern des ausge: 
ſprochenſten Profitkapitalimus. Die mangelnde Bereitſchaft 
der proletariſchen Arbeiterſührer aber, außer der politiſchen 
auch die Verantwortung für die Wirtſchaft zu übernehmen, er— 
klärt ſich aus der Tatſache, daß den führenden Marxiſten allmählich 
doch die Erkenntnis dämmerte, daß Wirtſchaft Wurf und nicht 
Entwurf ſei, daß ſie lebendigſtes Leben und nicht tote 
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tigung der Kraftfahrzeugſteuer, der Schaumweinſteuer, der Mineral— 
waſſerſteuer uſw. Trotzdem hat aber Staatsſekretär Reinhard Recht 
behalten, wenn er ſtets den Grundſatz vertrat, daß eine Minderung 
der Steuerlaſt, ſofern an den richtigen Punkten eingeſetzt wird, zu 
einer Steigerung des Steueraufkommens führen werde. Fatſächliich 
ſind die Einkünfte des Reiches im dritten Vierteljahr 1934 16,8 v. H. 
höher als um die gleiche Zeit des Vorjahres und um 24 Prozent 
höher als 1932. Die Einkommenſteuer iſt im Juli und Auguſt ſogar 
41,7 Prozent größer geweſen als im Vorjahr und auch die Umfag: 
ſteuer brachte in den erſten fünf Monaten des Steuerjahres 1934/35 
eine Zunahme von 25 Prozent. 


Danach ſind alſo die in den neuen Geſetzen vorgeſehenen Er— 
leichterungen durchaus tragbar. Allerdings iſt zu berückſichtigen, daß 
von den Mehreinnahmen des Reiches Staatsſekretär Reinhard 
rechnet mit einem Aufkommensmehr gegenüber dem Vorjahr von 
rund 1 Milliarde — beträchtliche Teile an die Länder und Gemein— 
den (mindeſtens 400 Millionen) gehen, daß außerdem Ueberweiſungen 
an die Lander als Entſchädigung für die Senkung der Grundſteuer, 
für die Landwirtſchaft und den älteren Neuhausbeſitz vorgenommen 
werden müſſen. Die verbleibenden 500 Millionen RM. können leider 
noch nicht ſür die im weiteren Steuerprogramm vorgeſehenen Laſten— 
ſenkungen der arbeitenden Bevölkerung verwendet werden, weil noch 
immer Schulden des alten Regimes (etwa 2 Milliarden RM. Steuer: 
fehlbeträge) zu tilgen find. Man darf aber wohl hoffen, daß es 
der tatkräftigen Steuerpolitik der nationalſozialiſtiſchen Regierung ge— 
lingen wird, weitere Steuererleichterungen im zweiten Abſchnitt der 
Steuerreform im Frühjahr oder Sommer 1935 folgen zu 
laſſen. . D. 


iſt Leben, 

Zahlen darſtellt. Und für den Nationalſozialismus iſt es ſeit je 
ſelbſtverſtändlich gewefen, daß die Wirtſchaft von Menſchen, von 
unter nehmenden und wagenden Menſchen gemacht wer⸗ 
den muß und daß nicht irgendwelche Planzahlen geeignet find, den wirt— 
ſchaftlichen Fortſchritt zu ſichern. Wirtſchaft wächſt nicht in am 
Schreibtiſch entworfenen Tabellen, dieſe regiſtrieren 
nur! — nein, Wirtſchaft iſt, oder ſoll doch wenigſtens ſein, ein ewig 
grünender Baum, der ſeine Kräfte aus dem Mutterboden der Volks— 
kraft zieht und der umſo fruchtbarer blüht, je freier dieſe Kräfte ihm 
zuſtrömen können. 

Die völkiſchen Kräfte pflegen, heißt deshalb, ſie einordnen in die 
Leiſtungsgemeinſchaft der deutſchen Volkswirtſchaft (Nr: 
beitsfchlacht!). In dem Maße aber, wie das ganze Volk eingeordnet 
iſt in das wirtſchaftliche Leiſtungsgefüge, wird eben dieſe Wirtſchaft 
feine Wirtſchaft, die Wirtſchaft des Volkes, alſo Volkswirtſchaft. 
Das Ziel jeder Politik muß ſein, aus der Tatſache des Mitleiſtens 
eines jeden die Folge feiner gerechten Beteiligung am Erfolge zu 
ſichern. Gelingt es der Staatspolitik, dieſes Ziel zu erreichen, 
dann iſt gleichzeitig das realſte Fundament für eine politiſch trag⸗ 
fähige ſozialle Eintracht geſchaffen. 


SSS -Der —— ⏑ ——————— 


Aus unſerer gewerkſchaftlichen Tätigkeit 

Gehaltsabkommen und Tarifvertrag im Handels⸗ 
gewerbe. Am 23. November d. Js. fanden in der Handels⸗ 
kammer in Kattowitz zwiſchen den Verbänden der ſelbſtändigen 
Kaufleute und den Angeſtelltengewerkſchaften Verhandlungen 
ſtatt, die zur Beendigung des Tarifſtreites im Handelsgewerbe 
führten. Nach längerer durchaus ſachlicher Beratung ſchloſſen 
die beteiligten Vertragsparteien ein neues Gehaltsabkommen 
ab und erklärten ſich auch mit der Verlängerung des bis, 
herigen Tarifvertrages einverſtanden. 

Ab 1. Januar 1935 gilt folgende Gehaltstabelle: 

1. Lehrjahre. 


1. Lehrjahr 
2. 77 „ „ 40,— 


3. L af: 65, — 
2. übergängsflahre. 
nach vollendetem 17. Lebensjahre 80,.— 
IL 77 18. 77 95,— 
77 77 19. 77 . . 105, — 
77 77 20. 77 2 * 110.— 


III. Berufsjahre: 


Gruppe Anfangsgehälter Steigerungsſätze Endgehalt 
a — 1 „— 225, — 
b 170,— 15X 7.— 275,.— 
C 195, — 15X 8.— 315.— 
d 225,— 127 10,— 345,.— 
e 285, — 12 X12,— 429, — 


Hausftandsgeld 12,— 21. Kindergeld 14,— 21. 

Weibliche Angeſtellte erhalten obige Sätze mit einem Ab— 
ſchlag von 10%. In Ortſchaften mit unter 20000 Einwohnern 
tritt bei den obengenannten Gehaltsſätzen eine Kürzung von 
5 lo ein. 

In Ortſchaften mit unter 10 000 Einwohnern tritt bei den 
obengenannten Gehaltsſätzen eine Kürzung von 10% ein. 

Die Auszahlung der Steigerungsſätze (Jahreszulagen) 
wird vom 1. Oktober 1934 für die Dauer eines weiteren 
Jahres ausgeſetzt. 

Wir geben noch einmal ausdrücklich bekannt, daß die 
vorher aufgeführten Gehaltsſätze erſt mit dem 1. Januar 1935 
gültig ſind. 

is zum 31. 12. d. Js., als bis Ende d. Js. bleiben die alten 
Gehaltsſätze in Kraft. 

Sollten in den letzten Monaten (September, Oktober uſw.) 
irgendwelche Gehaltskürzungen bei unſeren Mitgliedern ein⸗ 
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getreten jein, jo find dieſe Maßnahmen inzwilchen hinfällig 
geworden. Die gekürzten Beträge find nachzuzahlen. In 
dieſer Angelegenheit erteilen wir unſeren Mitgliedern gern 
Rat und Auskunft. Selbſtverſtändlich bleibt auch der Tarif— 
vertrag unverändert in Kraft. Die neuen Gehaltsſätze und 
das Tarifabkommen find für das neue Jahr 1935 gültig. 
Das Gehaltsabkommen kann ſpäteſtens am 31. Oktober 1935, 
alſo im nächſten Jahre zum Jahresſchluß gekündigt werden. 
Die bis zum 31. 12. d. Js. geltende Gehaltstabelle finden Sie 
im Monatsweiſer vom September d. Js. veröffentlicht. 


Es iſt uns gelungen, auf dem Wege der Verſtändigung 
geordnete Verhältniſſe im Handelsgewerbe herbeizuführen, das 
verpflichtet alle unſere in dieſem Erwerbszweige tätigen Be— 
rujskameraden und Kameradinnen zur Werbearbeit. 

Wir rufen daher alle im Handelsgewerbe tätigen Mit— 
glieder auf, neue Anhänger für unſere Berufsgemeinſchaften 
zu gewinnen. 


Aus der Tätigkeit unſerer Ortsgruppen. 


Krankheitsverhütung. Vortragsabend in der Orts» 
gruppe Kattowitz. Die Ortsgruppe Kattowitz rief am 13, 
November ihre Mitglieder und Angehörige zu einem Vortrags— 
abend des Herrn Dr. med. Reichel. Nach Begrüßung durch 
den Vorſitzenden ſprach Herr Dr. Reichel über das Thema: 
„Krankheitserreger, Krankheitsübertragung und Verhütung.“ 
Herr Dr. Reichel führte ungefähr aus: 

Dank der eifrigen Forſchungsarbeit deutſcher Aerzte iſt es 
gelungen, gewiſſen Krankheiten bereits im voraus zu begeg— 
nen und ihre Weiterverbreitung zu beſchränken. Wenn man 
etwa 50 Jahre zurückgeht, bevor noch Or. Koch den berühm— 
ten Tuberkelbazillus erkannte, ſo erſieht man ſchon daraus, 
wie es um dieſe ſo ſchwere Krankheit für die Menſchheit be— 
ſtellt war. Obwohl es erit gelungen iſt, den Krankheitsherd 
durch verſchiedene Unterſuchungen zu entdecken, fo bedeutet 
doch dies ſchon einen großen Fortſchritt, da man ja von hier 
aus weiter gegen dieſe ſo ſchreckliche Krankheit kämpfen kann. 
Aber ſchon die Erkennung des Krankheitsherdes gibt uns die 
Hoffnung, daß es einmal gelingen wird, die Menſchen von 
dieſer ſchrecklichen Krankheit zu heilen. Und fo iſt es auch 
bei vielen anderen Krankheiten. Deutſcher Forſchergeiſt wird 
hier Abhilfe ſchaffen. Herr Dr. Reichel bewies in ſeinem ſo 
intereſſanten Vortrag, daß die größten und gefährlichſten 
Krankheitserreger auf Unſauberkeit zurückzuführen ſind. 
Sie ſind hauptſächlich in den engen Mietshäuſern der Groß— 
ftadt zu ſuchen. Dort finden ſie immer neue Nahrung. Schon 
allein durch Sauberkeit wird den Infektionskrankheiten in 
ihrer Verbreitung Einhalt geboten. Die Lichtbilder zeigten 
dafür manches beredte Beiſpiel. Herr Dr. Reichel verſtand 
es in ausgezeichneter Weiſe, allen Anweſenden in leicht faß— 
baren Ausführungen klarzumachen, wie man Kranhheitserregern 
erfolgreich entgegentreten und ſich damit manche Krankheit 
vom Halſe halten kann. 


Der Zweck des Abends iſt damit erreicht worden. Herrn 


Dr. Reichel danken wir nochmals für ſeinen vortrefflichen 
Vortrag. Es iſt nur zu bedauern, daß nicht alle Mitglieder 
zu dieſer Veranſtaltung gekommen ſind. 


Mitgliederverſammlung der Ortsgruppe Königs⸗ 
hütte. Die von 80 Mitgliedern beſuchte Verſammlung wurde 
vom 1. Vertrauensmann mit einem treudeutſchen Heil eröffnet. 
Vier neue Berufskameraden wurden begrüßt und zur treuen 
Mitarbeit aufgefordert. Es wurde dann der Beginn der ein— 
zelnen Lehrgänge bekannt. Der Lackſchriftlehrgang konnte 
bisher infolge geringer Meldungen nicht beginnen. Es mel— 
deten ſich an dieſem Abend noch ſechs Berufskameraden, ſodaß 
auch der Lackſchriftlehrgang in nächſter Zeit feinen Anfang 
nehmen wird. Bk. Dr. verlieſt eine Einladung des Deutſchen 
Kulturbundes zum Schleſiſchen Stenographentag, ferner eine 
Einladung desſelben Bundes für die Turnergilde zu einem 
Herbſtwaldlauf. Der Vortrag „Das deutſche Schrifttum“ konnte 
nicht gehalten werden, da Bk. Dziemba am Erſcheinen ver: 
hindert war. Dafür ergriff Kreisbildungsobmann Siele das 
Wort zu einem Vortrag über „Autarkie und Weltwirtſchaft“. 
In ſeinen einſtündigen mit großem Intereſſe aufgenommenen 
Ausführungen führte der Redner unter anderem folgendes aus: 


„Als Deutſchland durch den Verſailler Friedensvertrag 
die Kolonien verlor, war das gleichzeitig ein Verluſt der Roh- 
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ſtoffproduktion. Das Ausland blieb autark und gab keine 
Aufträge nach Deutſchland. Damit das Gold und die Deviſen 
im Lande blieben, war Deurfchland auf ſich ſelbſt angewieſen 
und mußte für alle ausländiſchen Produkte Erſatz ſchaffen. 
Der Redner zeichnete uns die Großwirtſchaftsräume von Ruß— 
land und England, von Frankreich und Italien, deren Groß— 
wirtſchaftsraum Nordafrika iſt, vor allem ſtellte er den größten 
Konkurrent Japan beſonders heraus. Japan iſt in der Lage, 
im Baumwoll-Land Indien die Baumwolle billiger abzugeben 
als Indien ſelbſt. Als nach dem Kriege in Deutſchland der 
große Ausverkauf begann, alaubte das Ausland, daß dies 
jahrelang anhalten würde. Heut bemüht ſich die ganze Welt, 
um mit Deutſchland Wirtſchafsverträge abſchließen zu können. 
Früher gingen alle Wege von der Politik aus, dann hat ihn 
erſt die Wirtſchaft beſchritten, heute weiſt die Wirtſchaft den 
Weg, den dann die Politik beſchreitet.“ 

Lebhafter Beifall bekundete, welch' großen Anklang der 
Vortrag gefunden hatte. 


Am Sonntag, den 18. November 1934 fand im Graf Reden 
ein muſikaliſcher Unterhaltungsabend ſtatt. Es iſt bedauerlich, 
daß vonſeiten der Mitglieder für dieſen Abend ein ſo ge— 
ringes Intereſſe aufgebracht wurde. Trotz mehrmaliger, vot— 
heriger Ankündigung waren nur knapp 100 Perſonen anweſend. 
Der Lobedachor unter Leitung von Kantor Schulz und die 
Muſikergilde brachten abwechſelnd alte Volksweiſen zu Gehör. 
In einer Pauſe führte Berufskamerad Steiner ein offenes 
Singen durch, welches allgemeinen Anklang fand. Nach zwei— 
ſtündiger Dauer war das Programm erſchöpft. Die Abhaltung 
eines offenen Singens in größerem Rahmen wurde angekündigt. 

Im Rahmen der Winterbildungsarbeit fand am Freitag 
den 23. 11. ein Vortragsabend ſtatt. Auch hier waren nur 
ungefähr 90 Berufskameraden anweſend. Nach einem Vor— 
ſpiel und Begrüßung durch den Vertrauensmann hielt Volks— 
genoſſe Kauder, der Leiter des Verbandes deutſcher Büchereien 
in Polen, einen Vortrag über „Das Deutſchtum in Polen“. 

Dieſer überaus intereſſante Vortrag führte uns in alle 
die Gegenden Polens, wo Deutſche wohnen. Die wirtſchaftliche 
Lage, die Weſensart und das Leben unſerer Volksgenoſſen 
im übrigen Polen lernten wir kennen. Reicher Beifall dankte 
dem Redner für feine 1½ ſtündigen Ausführungen. Volks— 
genoſſe Kauder fand ſich in anerkennender Weiſe bereit, 
wieder einmal einen Vortrag in unſerer Ortsgruppe zu halten. 
Mit einem Spruch und einem allgemein geſungenen Lied 
wurde der Abend geſchloſſen. | 


Aus unferer Kechtsſchutztätigkeit⸗ 


Angeftelltenräte dürfen nur mit Zuſtimmung des ge— 
geſamten Angeſtelltenrates gekündigt werden. 


Das Appellationsgericht in Katowice fällte vor einiger Zeit 
ein beachtenswertes Urteil, wonach ein oberſchleſiſches Unter— 
nehmen verurteilt wurde zur Zahlung eines Betrages in Höhe 
von 3860,45 zl. und 10 % Zinſen ab 1. Januar 1930. Außer— 
dem wurden dem beklagten Unternehmen die Koſten des Ber: 
fahrens auferlegt. 

Dieſer Entſcheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Ein Mitglied des Verbandes oberſchleſiſcher Techniker 
gehörte dem Angeſtelltenrat eines größeren Bergwerksunter— 
nehmens als Mitglied an. Unter der Begründung angeblicher, 
infolge wirtſchaftlicher Schwierigkeiten notwendig gewordener 
Reorganiſierung wurde dieſem Angeſtelltenratsmitglied unter 
Außerachtlaſſung der geſetzlichen Beſtimmungen das Dienſt— 
verhältnis aufgekündigt. Nach S 96 des B. R. G. bedarf der 
Arbeitgeber zur Kündigung eines Mitgliedes der Betriebsver— 
tretung oder zu ſeiner Verſetzung in einen anderen Betrieb 
der Zuſtimmung der Betriebsvertretung. Dieſe Zuſtimmung 
iſt allerdings nicht erforderlich bei Entlaſſungen, die u. a. durch 
Stillegung des Betriebes notwendig ſind. — 

Der beklagte Arbeitgeber glaubte durch den angegebenen 
Kündigungsgrund eine hinreichende Begründung gefunden zu 
haben, um unſeren Berufskameraden auch ohne Einwilligung 
des Angeſtelltenrates entlaſſen zu können. Bemerkt ſei, daß 
die Verwaltung während der Kündigungsfriſt dem Kläger eine 
andere, allerdings gleichwertige Stellung einer anderen Ab— 
teilung anbot, die derſelbe aber unter Berufung auf die ente 
ſprechenden geſetzlichen Beſtimmungen ausſchlug. So, mußt 
unſer Mitglied am 31. März 1929 aus dem Dienſt der Ber 
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waltung ſcheiden. Nach der erfolgten Entlaſſung ftrengte der 
Verband gegen das Induſtrieunternehmen Klage an um 
Wiedereinſtellung des entlaſſenen Angeſtellten, bezw. um Erſatz 
entgangener Löhne. 


Die beklagte Firma berief ſich während der ganzen Dauer 
des Streitfalles auf die, angeblich vorgenommene Reorgani⸗ 
ſation im Betriebe, welche die Entlaſſung des Klägers not— 
wendig machte, ſodaß die Einwilligung des Angeſtelltenrates 
zu der Kündigung nicht notwendig geweſen wäre. Für dieſe 
Behauptung mußte ſowohl ein Direktor, als auch ein höherer 
Angeſtellte der beklagten Firma als Zeugen auftreten. Das 
Gericht legte verſtändlicherweiſe auf die Ausſagen dieſer Zeugen 
weniger Wert; wichtiger für die Beurteilung der Angelegen— 
heit war allerdings die Frage, ob ein Angeſtelltenratsmitglied 
den Schutzbeſtimmungen des § 96 unterlag. Mit Hilfe der 
entſprechenden Kommentare Feig-Sitzler und Flatow war es 
aber nicht ſchwer, nachzuweiſen, daß der Kläger als Ergänzungs— 
mitglied und nicht „Erſatzmitglied“ einen Anſpruch beſitzt auf 
den Schutz des 8 96 des B. R. G. wie jedes andere Mitglied 
der Betriebsvertretung. Der Kläger nahm aktiven Anteil an 
der Tätigkeit des Angeſtelltenrates und wirkte als Schriftführer 
desſelben mit. Weſentlich waren die Ausſagen zweier, vom 
Kläger benannten Zeugen, die mit dem Kläger während der 
Amtsdauer des Angeſtelltenrates amtierten. 


Unweſentlich dagegen waren die Ausſagen der, vonſeiten 
der Beklagten geſtellten Zeugen, die behaupteten, daß dem 
Kläger eine andere, der bisherigen Tätigkeit entſprechende 
Beſchäftigung, aber in einer anderen Abteilung nachgewieſen 
wurde, die der Kläger nicht annehmen wollte. Das Gericht 
ſtellte ſich in dieſer Frage auf den allein richtigen Standpunkt, 
daß auch zur Verſetzung eines Angeſtelltenratsmitgliedes die 
Einwilligung des Angeſtelltenrates notwendig ſei. 


Das Urteil des Appellationsgerichtes hat Recht geſchaffen 
in einer Frage, die für die Bein e 992 Begriffes ne 
ſtelltenrats mitglied“ von außerordentlicher Bedeutung iſt. In— 
folge der Ausſichtsloſigkeit weiteren Beginnens hat die Be⸗ 
klagte davon abgeſehen, eine Reviſion beim höchſten Gericht 
in Warſchau anzumelden. Der eingeklagte Betrag iſt dem 
Kläger daher bereits ausgezahlt worden. 


Unfere Berufserziehungsarbeit. 


„ m Monat November iſt in allen Octsgruppen mit der 
in den Arbeitsplänen angekündigten Winterarbeit begonnen 
worden. Die Mitgliederverſammlungen mit den feſtgeſetzten 
Vortragsthemen, die Frauen- und Kindernachmittage und alle 
anderen Veranſtaltungen konnten reſtlos durchgeführt werden. 
Wir freuten uns vor allem darüber, daß auch der Beſuch 
zufriedenſtellend geweſen iſt. Unſere Ortsgruppenarbeit ſoll 
ja auch eine Pflegeſtätte deutſchen Volksgutes ſein. 


Die Tatſache, das unſere Berufskameraden erkannt haben, 
ſich mehr als bisher der Berufsbildungsarbeit zu widmen, 
heben wir beſonders hervor. Als deutſche Kaufmannsgehilfen 
müſſen wir zeigen, daß mir allen Anforderungen, die die 
Wirtſchaft an uns ſtellt, auch gewachſen ſind. Mehrfach haben 
wir jedoch ſchon die Ausrede gehört: „Ich habe bis jetzt 
meine Arbeiten zur vollſten Zufriedenheit der Vorgeſetzten 
geleiſtet und dennoch bin ich entlaſſen worden“. 


Trotzdem dürfen wir aber die Hände nicht müßig in den 
Schoß legen und müſſen an der Berufsbildung reſtlos mitmachen. 
Einmal wird ſich ja die Zeit ändern! Es muß uns dann 
gelingen, einen neuen Poſten zu erringen. Und für dieſen 
Augenblick müſſen wir mit dem notwendigen Rüſtzeug verſehen 
ſein. Wir werden dann auch jederzeit in der Lage ſein, dieſen 
oder jenen Poſten übernehmen zu können. Wenn wir uns 
erſt dann an das Lernen heranſetzen wollen, ſo iſt es zu ſpät. 
Der andere kommt uns zuvor, wir haben das Nachſehen. 
Wir müſſen deshalb vorſorgen. 


In den einzelnen Ortsgruppen unſeres Kreiſes find nach⸗ 
ſtehende Lehrgänge eröffnet worden: 


Kattowitz. 
Polniſch für Anfänger u. Fortgeſchrittene mit 33 Teilnehmer 
Deutſche Kurzſchrift für Anfänger „ 28 „ 
Buchhaltung 1 88 L 


Lack⸗ und Plahatſchrift „ 18 u 
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Königshütte 
Buchhaltung für Anfänger 
Lack- und Plakatſchrift 
Deutſche Kurzſchrift 5 


mit 23 Teilnehmer 
563 „ 
15 „ 


Gut Deutſch „18 5 

Kaufmänniſches Rechnen WE 5 

Arbeitsgemeinſchaft für polniſche Sprache „ 30 m 

Arbeitsgemeinſchaft für Buchführung 1 1 7 

Arbeitsgemeinſchaft für Kurzſchrift ‚nad ® 
Schwientochlowitz 

Polniſch für Fortgeſchrittene mit 15 Teilnehmern 
Schoppinitz | 

Kaufmänniſches Rechnen mit 12 Teilnehmern 
Tarnowitz 

Deutſch und Polniſch mit 24 Teilnehmern 

Kurzſchrift „ 24 4 

Arbeitsgemeinſchaft „Verkaufen und 

Organiſieren im Einzelhandel „ 16 h 

Ruda 


Arbeitsgemeinſchaft für Poln. Sprache mit 10 Teilnehmern. 
An den Lehrgängen der Ortsgruppe Königshütte beteiligen 
ſich Berufskameraden aus Bismarkhütte und Schwientochlowitz. 


Zu bemerken iſt noch, daß dieſer oder jener Lehrgang 
wegen Raummangel nicht eröffnet werden konnte. 

Bei einem Nergleich der Teilnehmerzahl der diesjährigen 
Lehrgänge mit den vorjährigen können wir feſtſtellen, daß 
die Beteiligungsziffer geſtiegen iſt. 

So mancher Berufskamerad hätte es noch bitter notwendig, 
unſere Berufslehrgänge zu beſuchen, denn ſeine Kenntniſſe 
ſind nicht die beſten. Zeit ſteht ihm wohl genügend zur Ver— 
fügung, doch macht ſich bei ihm eine Unluſt zum Lernen 
bemerkbar. Aber das läßt ſich doch leicht überwinden. Wir 
wollen ja doch alle unſere Mitglieder in der Berufserziehungs— 
arbeit erfaſſen. 


wochenendlehrgang „Geſchäftserfolg im Einzelhandel“. 


Am Sonntag, den 28. Oktober 1934 wurde der erſte 
Wochenendlehrgang im Rahmen unſerer diesjährigen Winter: 
bildungsarbeit abgehalten. Leiter des Lehrganges war Herr 
Dipl.⸗Handelslehrer Paulek von der Kaufmänniſchen Berufs— 
ſchule in Breslau. | 

Der Weiße Saal des Hotels Graf Reden war bis auf 
den letzten Platz gefüllt. | 

Der Bortragende wies zuerſt auf die rechtlichen Brund- 
lagen „Kauf“ hin, erläuterte, wie ein Kauf aus „Antrag“ und 
„Annahme“ zuſtande kommt. Dabei iſt Vorausſetzung, daß 
der Verkäufer durch Waren- und Menſchenkenntnis den Kauf 
ſo zu beeinfluſſen verſteht, daß der Käufer mit dem Gefühl, einen 
guten Einkauf getätigt zu haben, das Geſchäft verläßt. Der 
Einzelhändler ſollte der einſachen Buchführung, die auf jeden 
Bedarf zugeſchnitten werden kann, mehr Aufmerkſamkeit 
ſchenken; denn durch fie allein hat er einen tatſächlichen Über» 
blich über Gewinn und Verluſt. Sie kann nie durch ein 
Notizbuch oder gar dadurch erſetzt werden, daß man Briefe, 
Rechnungen und Aviſe auf einen Nagel ſpießt und fie jo für 
ſpätere Gelegenheiten als genügend „geordnet und aufgehoben“ 
betrachtet. 

Wichtig für den Einzelhändler iſt die Preisgeſtaltung. 
Er muß ſcharf kalkulieren, um konkurrenzfähig zu bleiben. 
Er ſoll ſich hier nicht von den Preiſen der Konkurrenz leiten 


Achtung! Verjährungstermin. 


Am 31. Dezember 1934 verjähren alle Forderungen aus 
dem Arbeitsvertrage für das Jahr 1932. Unſere Mitgieder 
dürfen ihre Anſprüche auf irgendwelche Forderungen aus 
dem Dienſtvertrage (vorenthaltene Gehälter, untertarifliche 
Bezahlung, Ueberſtundenvergütung, Proviſionen uſw.) nicht 
verfallen laſſen. Rat und Auskunft erteilen wir auf unſerer 
Geſchäftsſtelle u in den Veranſtaltungen unſerer Ortsgruppen 
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laſſen, ſondern ſelbſtändig ſeine Preiſe geitalten. Das ſetzt 
voraus, daß er ſo günſtig wie möglich einkauft und die Un⸗ 
koſten ſo niedrig wie möglich hält. 


Das wohlfeilſte Werbemittel des Einzelhändlers iſt neben 
der Güte und Preiswürdigkeit ſeiner Artikel das Schaufenſter. 
Hier hat er Gelegenheit, durch Abwechslung, Herausheben einer 
beſtimmten Idee, Beleuchtung, ins Auge fallende Farben. 
zuſammenſtellung für ſein Geſchäft zu werben. Er ſoll dabei 
aber nicht auf das Zeitunasinjerat vergeſſen. Ein geſchickt 
und ſchlagkräftig geſetztes Inſerat bringt das hierfür aut: 
gewendete Geld durch erhöhten Umſatz ſchnell wieder ein. Auch 
das Innere des Geſchäſtes muß jo geſtaltet werden, daß es 
bei den Kunden wirbt. Unerläßlich ſind hier Ordnung, Sauber⸗ 
keit und Zweckmäßigkeit, verbunden mit gefälliger Anordnung 
der Auslagen auf Tiſchen und Regalen. 


In neuerer Zeit benutzt der Einzelhändler mehr als ſonſt 
den Werbebrief. Er ſoll äußerlich durch Papier und Druck 
nicht den Eindruck einer Druckſache erwecken, die meiſt un: 
geleſen in den Papierkorb wandert, alſo keine knalligen 
Firmenaufdrücke, ſchlechtes Papier, auffallende Farben. Der 
Werbebrief muß nach Ausſehen und Inhalt den Anſchein 
erwecken, als ob er ganz beſonders für den Kunden angefertigt 
worden wäre. Anhand von Proben konnte man ſich davon 
überzeugen. Aus dem Geſagten erſieht man, daß der Einzel: 
händler nie auslernt und nur durch Intereſſe und dauernde 
Arbeit an ſich ſelbſt und in ſeinem Fach ein „erfolgreicher 
Kaufmann“ werden kann. 


Unſer Beſtreben iſt es von jeher geweſen, durch erſtklaſſige 
Lehrkräfte und zielbewußte Berufsbildungsarbeit den Kauf: 
mannsnachwuchs zu ſchulen. Davon zeugen die Bildungspläne, 
die im Winterhalbjahr 1934/35 eine planvolle Berufsſchulung 
gewährleiſten. 

Wir richten an alle Berufskameraden, die ſich bisher aus 
Saumſeligkeit an unſeren Wochenend⸗ und anderen Lehr: 
gängen nicht beteiligt haben, die Bitte, doch in Zukunft ſolch 


günſtige Belegenhe'ten zur Vertiefung des Berufswiſſens nicht 


vorübergehen zu laſſen. 


Mitteilungen 

Geſchäftsfreie Sonntage und Ausnahmewochen⸗ 
tage im Dezember d. Js. Es iſt üblich, die Ladengeſchäfte 
im Monat Dezember eines jeden Jahres an verſchiedenen 
Sonn- und Wochentagen länger offenzuhalten. Die Meinungen 
über die Offenhaltung der Geſchäfte find in den Bolkskreijen 
ganz verſchieden. Die ſelbſtändige Kaufmannſchaft in unſerem 
Arbeitsgebiet verlangt noch weitere Zugeſtändniſſe. Dies haben 
auch die zuſtändigen Behörden eingeſehen. In dieſem Jahre 
ſind daher für die Offenhaltung der Ladengeſchäfte nur folgende 
Ausnahmen zugelaſſen. 


Die Ladengeſchäfte bleiben geöffnet: 
In der Stadt Kattowitz: 
Sonntag den 2., 16. und 23. Dezember d. Js. von 1 Uhr 
mittags bis 6 Uhr abends, alſo 5 Stunden ſonntäglich. 
In der Stadt Königshütte: (Chorzow) 
Sonntag den 2., 16. und 23. Dezember d. Js. von 12 Uhr 
mittags bis 6 Uhr abends, alſo 6 Stunden ſonntäglich. 


In der Woche bleiben die Geſchäfte 1 Stunde länger geöffnet, 
alſo bis 8 Uhr abends und zwar an folgenden Wochentagen: 
In der Stadt Kattowitz: 

1., 15., 21., 22. und 31. Dezember d. Js. 
In der Stadt Königshütte: 

1., 7., 15., 20., 21. und 22. Dezember d. Js. 


In verſchiedenen anderen Ortſchaften in unſerem Arbeits⸗ 
gebiet ſind die offenen Tage im Dezember d. J. ähnlich geregelt. 

In Schwientochlowitz ſind ſogar wenige Ausnahmetage 
zugelaſſen. 

Wir geben dies unſeren im Handelsgewerbe beſchäftigten 
Berufskameraden bekannt und bitten darum, uns jede Über— 
ſchreitung dieſer von den zuſtändigen Behörden getroffenen 
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Regelung zu melden. Wir haben volles Verſtändnis für die 
Lage der Kaufmannſchaft, müſſen aber auch die Belange unſerer 
Mitglieder wahrnehmen. 


perſönliches⸗ 
Bk. Artur Fabiſch. Mitglied unſerer Ortsgruppe Tar— 

nowitz, ſeierte am 5. November 1934 ſeine Hochzeit. Wir 

wünſchen dem jungen Paare für die Zukunft alles Gute. — 

Die Ortsgruppe Tarnowitz ſchließt ſich unſeren Glückwünſchen an. 
Der Hauptvorſtand. Der Ortsgruppenvorſtand. 


Haltet jeit am deutſchen Buch! 
Und die Tat 
des Hausbücherei⸗Mitgliedes: 


Soll der Aufruf zum Feſthalten am deutſchen Buch nicht uns 
gehört verhallen, dann gilt es, praktiſche Volkserziehungsarbeit zu 
leiſten. Dann muß das gute deutſche Buch an alle deutſchen 
Bolksgenoſſen herangebracht werden. Das erfordert perſönlichen 
Einſatz des einzelnen. Die durch die Führung der Deutſchen Haus⸗ 
bücherei gegangenenen Bücherfreunde mit ihrem klaren Blick für 
Wert und Unwert ſind vor allem berufen. Stoßtrupps in dieſem 
Ringen um die deutſche Seele zu fein. Ju diefer Woche befinne 
ſich jeder auf feine Plicht gegenüber der Gemeinschaft und packe an! 


Werbearbeit für die 958 
I praktiſche Kulturpolitik! 


Die Jahresreihe 1935: 


„Die große Fahrt“. Ein Roman von See⸗ 
fahrern, Entdeckern, Bauern und Gottesmännern. 
Von Hans Friedrich Blunck. 


„Heilige Unraſt“. Roman eines Deutfchen 
aus unſeren Tagen. Von Heinz Steguweit. 


„Der Büttner bauer“. Ein Roman von 
deutſcher Bauernnot. Von Wilhelm von Polenz. 


„Ludwigslegende“. 
Von Richard Euringer. 


„Brot“. Der Mann und die Erde. 
Von Heinrich Waggerl. 


„Die Dithmarſcher“. Ein Roman von 
Bauern und Helden. Von Adolf Bartels. 


Band 1: 


Band 2: 
Band 3: 


Band 4: Die letzten Könige. 


Band 5: Noman 


Band 6: 


Band 7: „SA. räumt auf“. Erlebniffe aus der Kampf⸗ 


zeit der Bewegung. Von Heinz Lohmann. 


„Die Eid brüder“. Ein Islandroman. Von 
Gunnar Gunnarſſon. 


Band 8: 


S. 
Die Vorauszahlung des Beitrages all⸗ 
monatlich iſt in unſerer Zeit Ehrenpflicht 
eines jeden Mitgliedes. Außerdem muß 
der dem Bruttoeinkommen entiprechende 
Beitrag gezahlt werden. Unpünktliche 
und nicht dem Einkommen entſprechende 
Zahlung der Beiträge bringt den Verluſt 
der Leiſtungen mit ſich. Lieber Berufs» 
kamerad, erleichtern Sie uns und den 
ehrenamtlichen Mitarbeitern die Arbeit 
durch genaue Befolgung der Beitrags- 
beſtimmungen. Jeder zahle pünktlich. 
Beitragsrückſtände dürfen nicht vorhan⸗ 
den ſein! Erſparen Sie uns bitte Zeit 
und Geld. 

. A In 
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Deranjtaltungs- Anzeiger 
Ortsgruppen: 


Kattowitz. 


Dienstag abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Grand— 
4. De zemb. 


reſtaurant Naleppa, Beateſtraße. An⸗ 
ſchließend Lichtbildervortrag des Bk. Koruſcho— 
witz über: „Südoſteuropa | 
Feierabendſtunde: Bauer — Bürger — Arbeitsmann. 


ein Markt des Kaufmanns“. 


Dienst abends 8 Uhr im Chriſtl. Hoſpiz Weihnachts⸗ 
18. 2 — 4 feier mit Angehörigen. Gäſte ſind willkommen. 
Königshütte. 


abends 8 Uhr Mitoliederverſammlung im Hotel 
„Graf Reden“. Vortrag über: „Die Anfänge 


| Mittwoch | 
des deutſchen Bankweſens“. 


12. De zbr. 


Mittwoch 
19. Dezbr. 


Mittwoch 
26. Dezbr. 


nachmittags 5 Uhr Ein Kindernachmittag im 
Weißen Saale Graf Reden, „Hurra, der Kasper 
iſt da“. 


(2. Weihnachtsfeiertag) nachmittags 5 Uhr Weih⸗ 
nachtsfeier mit Angehörigen im Weißen Saal des 
Hotel Graf Reden. 


Schwientochlowitz. 


Montag abends 8 Uhr Mitgliederverſamml. bei Neiwert. 
10. Dezbr. ] Lichtbildervortrag des Bk. Märtin über: „Auf 
— Fahrt durch polen“. Feierabendſtunde: Bor: 
„Jägerlatein und Seemannsgarn“. 


| abends 8 Uhr Weihnachtsfeier mit Angehörigen 


lefurg: 


| moin und Einbeſcherung der Kleinen bei Neiwert. 


17. Desabr. 


Friedenshütte. 


vormittags 10 Uhr Mitgliederverſammlung bei 
Grunday (Holona) Bortrag des Bk. Märtin: 
„Auf Fahrt durch Polen“. 


nachmittags 5 Uhr bei Holona im großen Saale 
„Kindernachmittag“ Hurra, der Kasper iſt da. 


Sonntag 
16. Dezbr. 


29. od. 30. 
Dezember 


Bismarckhütte. N 


| abends 8 Uhr MitgliederverJamml. bei Glodek. 
W Vortrag des BR. Koruſchowitz über: „Rohſtoffe 
é der Weltwirtſchaft“. 


Donnerstagf . 
| IT im Vereinshaus. 


abends 8 Uhr Weihnachtsfeier mit Angehörigen 
20 Dezbr. 8 


Ruda. 


Donnerstag | 


abends 7.30 Uhr Mitgliederverſammlung bei 
Banik. Vortrag des Bk. Märtin über: „Auf 


Fahrt durch Polen“. 
Tarnowitz. 


Freuag abends 8 Uhr Berufsabend unſerer Mitglieder. 
14 Vezbr. Vortrag des Bk. Olczyk über: „Heimatkunde“. 

ien abends 8 Uhr Mitgliederverfammmlung und 
18 Dezbr Weihnachtsfeier mit Angehörigen im Deutſchen 
—— Privatgymnaſium. 
Lipine 

Sone vormittags 10 Uhr Mitaliederverſammlung bei 
16 esd Machon. Vortrag des Bk. Koruſchowitz über: 
— — Neue Wirtſchaftsgeſinnung“. Außerdem eine 


Stunde für Allgemein- und Berufsbildung. Ende Dezember 
oder Anfang Januar 1935 ftndet eine Weihnachtsfeier ſtatt. 
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Schoppinitz. 

Don abends 7.30 Uhr Mitgliederverſammlung bei 
20. Dezbr. 


Ko lik und Weihnachtsfeier mit Angehörigen. 

Lichtbildervortrag über: „Das heilige Land 

Deutſcher Handels- u. Induſtrie angeſtellten⸗Verband 
Bielitz. 


und die Stätten der Bibel.“ 

abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung und 
Weihnachtsfeier mit Angehörigen im Schüler— 
heim Nordmarchk. 


Freitag 
21. Desbr. 


Verband der weiblichen Handels- u. Büroangeſtellten 
Ortsgruppe Kattowitz. 

abends 8 Uhr im Jugendheim des D. H. V. 
| 8 5 | Nikolausfeier. Apfel, Nüſſe und Pfefferkuchen 
— bringt der Nikolaus mit. Alle Mitglieder ſind 
dazu herzlichſt eingeladen. 


abends 8 Uhr im Jugendheim des D. H. V. 
Be | Handarbeitsabend. 
— Dieje Arbeitsabende werden an jedem 2. und 4. 


Dienstag im Monat abgehalten. Beſondere Einladungen hier— 
zu ergehen nicht. 


Dienstag abends 8 Uhr Weihnachtsfeier im großen Saal 
18. Dezbr des Chriſtl. Hoſpiz des D. H. V. Wir beteiligen 
— uns daran geſchloſſen. Ferner machen wir noch 
unſere Mitglieder darauf aufmerkſam, daß en jedem Montag 
und Donnerstag der polniſche Sprachlehrgang, an jedem Diens— 
tag und Freitag der Kurzſchrift und an jedem Mittwoch der 
Buchhaltungs ehrgang durchgeführt wird. Dieſe Lehrgänge 
ſind vom D. H. V. eingerichtet; wir haben jedoch die Möglich» 
keit, uns daran zu beteiligen. 


Veranſtaltungen des Verbandes oberſchleſiſcher 
Techniker. 


” 


Ortsgruppen: 
Königshütte. 


Mutwoch abends 7 Uhr Mitgliederverſammlung im Hotel 
5, Degen Graf Reden. Es wird über eine Weihnachtsfeier 
— Beſchluß gefaßt werden, ſodaß die Teilnahme 
aller Mitglieder dringend notwendig iſt. 


Lazisk. 

5 nachmittags 5 Uhr Mitgliederverſammlung im 
Er Bereinslokal. Ein Referent wird zur Stelle jein. 
Friedenshütte. 


Die Mitgliederverſammlung wird durch beſondere 
Rundſchreiben bekanntgegeben. 


Zur Beachtung! Wir empfehlen allen unſeren Mitgliedern, 
die keiner Ortsgruppe angehören, ſich an den Veranſtaltungen 
der benachbarten Ortsgruppen, oder an denen des D. H. V., 
die durch den Monatsweiſer erſichtlich ſind, teilzunehmen. Sie 
ſind ſtets gern geſehene Gäſte! 


— die Teilnahme an den Aufführungen der 
delllſchen Theatergemeinde it völkiſche Pflicht! 


Du biſt mitverantwortlich für die weitere Erhaltung deut⸗ 
ſcher Zulturgüter und Kulturſtätten. Willſt Du, daß uns 
das deutſche Theater erhalten bleibt, trage Sorge für einen 
guten Beſuch der Verannaltungen! 


Für die Redaktion verantwortl. Leo Koruschowitz, Katowice, ul SW. Jans 10 
Geschäftsführung Katowice, ul. $w Jana 10 III. — Teleion 34191 
P. K. O. 301845. 
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